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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Kerstin Schreyer, Bernhard 
Seidenath, Jürgen Baumgärtner, Markus Blume, Dr. Ute Eiling-
Hütig, Dr. Thomas Goppel, Klaus Holetschek, Hermann Imhof, 
Sandro Kirchner, Helmut Radlmeier, Sylvia Stierstorfer, Carolina 
Trautner, Steffen Vogel und Fraktion (CSU) 

Flächendeckende und wohnortnahe Versorgung durch Apotheken 
in Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich nach dem Urteil des Euro-
päischen Gerichtshofs (EuGH) vom 19. Oktober 2016 zur Preisbin-
dung für rezeptpflichtige Medikamente weiterhin und verstärkt im 
Rahmen vorhandener Stellen und Mittel dafür einzusetzen, dass die 
Versorgung durch Apotheken in Bayern so flächendeckend und woh-
nortnah wie bisher erhalten bleibt.  

Der Landtag schätzt die Leistung der Apotheken in Bayern bei der 
Beratung und Gesunderhaltung der Menschen in unserem Land sehr, 
denn oft sind Apotheken die am besten und schnellsten erreichbaren 
Ratgeber in Gesundheitsfragen. 

Die Staatsregierung wird zudem gebeten, im Ausschuss für Gesund-
heit und Pflege über die mutmaßlichen Auswirkungen des EuGH-
Urteils und gegebenenfalls erforderlich werdende Rechtsanpassun-
gen zu berichten. 

 
 

Begründung: 

Rund 3.200 öffentliche Apotheken mit mehr als 25.500 Beschäftigten 
stellen derzeit in Bayern die flächendeckende wohnortnahe Versor-
gung mit Arzneimitteln sieben Tage die Woche und rund um die Uhr 
sicher. Die Apotheken sorgen für eine schnelle Belieferung der Bevöl-
kerung und bieten besondere Dienstleistungen wie beispielsweise die 
Anfertigung spezieller Rezepturen. Das Modell der Preisgestaltung für 
rezeptpflichtige Medikamente in Deutschland hat sich für eine flä-
chendeckende und wohnortnahe Versorgung der Bürgerinnen und 
Bürger in Bayern bewährt. Damit sind verschreibungspflichtige Medi-
kamente überall für den gleichen Preis zu bekommen, Medikamente 
werden nicht zu teuer und Krankenkassenbeiträge bleiben bezahlbar. 

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat jedoch am 19. Oktober 2016 
entschieden, dass die deutsche Preisbindung für rezeptpflichtige Me-
dikamente gegen EU-Recht verstößt und ausländische Versandapo-
theken nicht der Preisbindung unterliegen. Dies kann nun zu einem 
vor allem für kleinere Apotheken ruinösen Preiskampf führen. Zudem 
sind auch deutlich erhöhte Preise im Falle von knappen Medikamen-
ten beispielsweise bei Epidemien denkbar. Somit könnten zum einen 
die bayerische Apothekenlandschaft und zum anderen die Bezahlbar-
keit von Medikamenten in Krisenzeiten gefährdet sein. 



geschäftsführer hat einen Anstellungsvertrag, ein Vi-
zepräsident ist von einer Landesversammlung von
Delegierten demokratisch gewählt. Sie können sich
alle Ihren Reim darauf machen. Jedenfalls denke ich,
dass es nicht die Absicht von Herrn Stärk war, mich ir-
gendwie zu belehren, wie Sie das vorhin ausgedrückt
haben, oder zu ermahnen. Das darf ich vielleicht auch
in seinem Namen ausdrücklich zurückweisen. Das
brauchen wir nicht.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Wengert. – Nun erteile ich für die Staatsregie-
rung Staatsminister Herrmann das Wort.

Staatsminister Joachim Herrmann (Innenministeri-
um): Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Wir haben in den letzten Jahren in mehreren
Schritten kontinuierlich die Situation der weiteren Hel-
fer im Katastrophenschutz verbessert und die Gleich-
stellung, also die sogenannte Helfergleichstellung,
immer weiter verbessert, und zwar in einem Ausma-
ße, das es so noch nie gegeben hat und wie wir es
auch in vielen anderen Ländern nicht finden.

Vom Verfahren her muss ich sagen, lieber Herr Kolle-
ge Rinderspacher: Wir haben über die letzten Jahre
die Rechte der Opposition immer weiter ausgebaut.
Die Opposition hat großen Wert darauf gelegt, dass
sie vier Wochen Zeit von der Einreichung eines Ge-
setzentwurfs bis zur ersten Ausschussberatung einge-
räumt bekommt, um sich auf die Beratung eines Ge-
setzentwurfs vorbereiten zu können. Ich finde es im
Hinblick auf das Verfahren in diesem Hohen Haus
einen merkwürdigen Vorgang, wenn Sie jetzt, nur weil
es Ihnen gerade taktisch in den Kram passt, am Tag
nach der Einreichung eines Gesetzentwurfs diesen
zum Gegenstand eines Dringlichkeitsantrags machen.
Ich nehme das für die Staatsregierung für die Zukunft
zur Kenntnis, dass die SPD-Fraktion kein Problem
damit hat, innerhalb von 24 Stunden über einen Ge-
setzentwurf, den die Staatsregierung eingebracht hat,
im Plenum zu diskutieren. Wir werden uns das gerne
bei Gelegenheit zunutze machen. Ich werde meine
Position in zwei Wochen bei der Ersten Lesung vortra-
gen.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Staatsminister. – Weitere Wortmeldungen liegen
mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlossen. Wir
kommen zur Abstimmung. 

Dazu werden die Anträge wieder getrennt. Wer dem
Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 17/13811 – das
ist der Antrag der SPD-Fraktion – seine Zustimmung

geben will, den bitte ich um das Handzeichen. – Das
sind die SPD-Fraktion und die Fraktion der FREIEN
WÄHLER. Gegenstimmen! – Das sind die CSU-Frak-
tion und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist dieser
Antrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/13824 – das ist der Antrag der Fraktion der
FREIEN WÄHLER – seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die
Fraktionen der SPD und der FREIEN WÄHLER. Ge-
genstimmen! – Das sind die CSU-Fraktion und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist auch dieser
Antrag abgelehnt. 

Ich gebe jetzt das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung zum nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der
Abgeordneten Kreuzer, Zellmeier, Schreyer und ande-
rer und Fraktion betreffend "Der Freistaat Bayern be-
kämpft entschlossen jede Form des Extremismus" auf
Drucksache 17/13822 bekannt. Mit Ja haben ge-
stimmt 93. Mit Nein haben gestimmt 46. Stimmenthal-
tungen: keine. Damit ist der Dringlichkeitsantrag an-
genommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/13812 bis 17/13814, 17/13816, 17/13818 und
17/13819 sowie auf den Drucksachen 17/13825 bis
17/13828 werden in die zuständigen federführenden
Ausschüsse verwiesen.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Schlussbericht
des Untersuchungsausschusses
zur Untersuchung eines möglichen Fehlverhaltens
bayerischer Polizei- und Justizbehörden
einschließlich der zuständigen Staatsministerien,
der Staatskanzlei und der politischen
Entscheidungsträgerinnen und
Entscheidungsträger im Zusammenhang mit dem
Labor Schottdorf und der beim Bayerischen
Landeskriminalamt eingerichteten
Sonderkommission "Labor" und weiterer
Vorkommnisse im Zusammenhang mit
Ermittlungsverfahren gegen Dr. B. S. und andere
Beschuldigte und auf entsprechende Anzeigen
des Dr. B. S. und anderer Personen sowie bei der
Rechtsaufsicht über die Beachtung der
Vorschriften der Gebührenordnung für Ärzte und
bei der gegebenenfalls notwendigen Korrektur der
Rahmenbedingungen im selbstverwalteten
Gesundheitssystem bei der Abrechnung von
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Gesundheit und Pflege 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, 
Kerstin Schreyer, Bernhard Seidenath u.a. und Fraktion (CSU) 
Drs. 17/13818 

Flächendeckende und wohnortnahe Versorgung durch Apothe-
ken in Bayern 

I. Beschlussempfehlung: 

Z u s t im m u n g  

Berichterstatter: Bernhard Seidenath 
Mitberichterstatter: Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Gesund-
heit und Pflege federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dringlichkeitsantrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 53. Sitzung am 8. November 2016 beraten und e i n -
s t im m i g  Zustimmung empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 135. Sitzung am 29. November 
2016 mitberaten und e i n s t im m ig  Zustimmung empfohlen. 

Kathrin Sonnenholzner 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Kerstin 
Schreyer, Bernhard Seidenath, Jürgen Baumgärtner, Markus Blu-
me, Dr. Ute Eiling-Hütig, Dr. Thomas Goppel, Klaus Holetschek, 
Hermann Imhof, Sandro Kirchner, Helmut Radlmeier, Sylvia Stier-
storfer, Carolina Trautner, Steffen Vogel und Fraktion (CSU) 

Drs. 17/13818, 17/14649 

Flächendeckende und wohnortnahe Versorgung durch Apothe-
ken in Bayern 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich nach dem Urteil des Euro-
päischen Gerichtshofs (EuGH) vom 19. Oktober 2016 zur Preisbin-
dung für rezeptpflichtige Medikamente weiterhin und verstärkt im Rah-
men vorhandener Stellen und Mittel dafür einzusetzen, dass die Ver-
sorgung durch Apotheken in Bayern so flächendeckend und wohnort-
nah wie bisher erhalten bleibt.  

Der Landtag schätzt die Leistung der Apotheken in Bayern bei der 
Beratung und Gesunderhaltung der Menschen in unserem Land sehr, 
denn oft sind Apotheken die am besten und schnellsten erreichbaren 
Ratgeber in Gesundheitsfragen. 

Die Staatsregierung wird zudem gebeten, im Ausschuss für Gesund-
heit und Pflege über die mutmaßlichen Auswirkungen des EuGH-
Urteils und gegebenenfalls erforderlich werdende Rechtsanpassun-
gen zu berichten. 

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 13 auf:

Abstimmung

über Europaangelegenheiten, eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die 

gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. 

Anlage 1)

Bevor wir abstimmen, weise ich noch auf Folgendes hin: Der Ausschuss für Verfas

sung, Recht und Parlamentsfragen hat in seiner Sitzung am 13. Dezember die an 

Nummer 3 stehende Verfassungsstreitigkeit zum Volksbegehren "Nein zu CETA!" be

raten und seine Beschlussempfehlung hierzu auf Drucksache 17/14778 abgegeben. 

Der Ausschuss für Wissenschaft und Kunst hat gestern die Beratungen zu den Listen

nummern 16 bis 19 abgeschlossen und ebenfalls seine Beschlussempfehlungen ab

gegeben. Die Voten sind in der für Sie aufgelegten Liste enthalten. Wir kommen zur 

Abstimmung. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen 

Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. 

Stimmenthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt der Landtag die Voten.

Protokollauszug
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